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Bebauungsplan "Gewerbegebiet am Rasthof im Ortsteil Uhrsleben 
- Gemeinde Erxleben
Beteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB

Der Landkreis Börde wurde im Rahmen der Behördenbeteiligung im o. 
a. Bauleitplanverfahren um Stellungnahme gebeten.

Zur Beurteilung lagen vor:
Begründung des Vorentwurfs des Bebauungsplans "Gewerbe­
gebiet am Rasthof im Ortsteil Uhrsleben - Gemeinde Erxleben 
(B-Plan), Stand August 2024
Planzeichnung zum B-Planvorentwurf, Stand August 2024, 
Maßstab 1:1000

Der Landkreis Börde nimmt mit folgenden Anregungen, Bedenken und 
Hinweisen Stellung.

Von Seiten der unteren Landesentwicklunqsbehörde wird betont, dass 
die Ziele und Grundsätze der Raumordnung im Gesetz über den Lan­
desentwicklungsplan des Landes Sachsen-Anhalt (LEP-LSA 2010) vom 
11.03.2011 (GVBI LSA Nr. 6/2011, S. 160) und die konkreten Ziele und 
Grundsätze der Raumordnung im Regionalen Entwicklungsplan (REP 
MD) der Planungsregion Magdeburg (beschlossen am 17.05.2006, ge­
nehmigt am 29.05.2006 und bekannt gemacht am 30.06.2006 (außer 
Teilplan Wind, der durch Urteil des BVerwG 2016 außer Kraft gesetzt 
wurde)) festgestellt sind.
Der Regionale Entwicklungsplan (REP MD) der Planungsregion Mag­
deburg befindet sich zurzeit in Neuaufstellung.
Die Ziele der Raumordnung sind bei raumbedeutsamen Planungen zu 
beachten.
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Gemäß § 13 Abs. 1 Satz 2 Landesentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) vom 23. 
April 2015 (GVBI. LSA S. 170), geändert durch Gesetz zur Änderung des Landesentwicklungs­
gesetzes Sachsen-Anhalt vom 30. Oktober 2017 (GVBI. LSA S. 203) ist der Antragsteller ver­
pflichtet, der obersten Landesentwicklungsbehörde (Ministerium für Infrastruktur und Digitales 
des Landes Sachsen-Anhalt, Referat 24), die raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen 
mitzuteilen und die erforderlichen Auskünfte zu geben. Die Feststellung der Vereinbarkeit der 
oben genannten Planung/Maßnahme mit den Zielen der Raumordnung erfolgt dann durch die 
gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 10 LEntwG LSA zuständige oberste Landesentwicklungsbehörde nach 
§ 13 Abs. 2 LEntwG LSA.
Zur Beachtung der in Aufstellung befindlichen Ziele der Raumordnung ist die Stellungnahme der 
Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg einzuholen.
Begründung
Beim o.g. Vorhaben handelt es sich um die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öf­
fentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Bebauungsplan "Gewerbegebiet am Rast­
hof' in der Ortschaft Uhrsleben, Gemeinde Erxleben.
Der Geltungsbereich umfasst ca. 4,54 ha, wovon 4,19 ha Ackerfläche sind, dass Gebiet wird im 
4. Entwurf des REPs als Vorbehaltsgebiet für Landwirtschaft ausgewiesen.
In der Planung werden ca. 4,40 ha als zukünftiges Gewerbegebiet angesetzt. Im Rahmen der 
Gegenüberstellung entsteht ein negativer Saldo von 166.512 Wertpunkten im Naturhaushalt, wel­
cher durch externe Ausgleichsmaßnahmen kompensiert werden muss.
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wird die Ansiedlung eines Logistikunternehmens ver­
folgt. Das Ziel der Ansiedlung ist die Lagerung von Waren und Zwischenprodukten, um so eine 
reibungslose Produktion und einen kontinuierlichen Warenabsatz zu sichern.
Das Vorhaben fällt demnach unter keinen der Punkte 3.3 des Runderlasses des MLV 1.11.2018 
- 24-20002-01.
Sollte die oberste Landesentwicklungsbehörde einschätzen, dass eine raumbedeutsame Pla­
nung vorliegt, sind die Ziele der Raumordnung zu beachten.

Auf der Grundlage der derzeitig vorliegenden Belastungskarten und Erkenntnisse wurde durch 
das Rechtsamt. Sachgebiet Ordnung und Sicherheit, für die Flurstücke

festgestellt, dass diese als Kampfmittelverdachtsfläche eingestuft sind.

Gemarkung Flur Flurstück/e
Uhrsleben 10 37, 39, 40, 48, 49

Somit kann bei Maßnahmen an der Oberfläche sowie bei Tiefbauarbeiten oder sonstigen erdein­
greifenden Maßnahmen ein Kontakt mit Kampfmitteln oder ein Auffinden dieser nicht ausge­
schlossen werden.

Da jeder Kontakt mit Kampfmitteln schwerwiegende gesundheitliche Schädigungen nach sich 
ziehen kann, ist es zwingend erforderlich, dass vor Beginn jeglicher erdeingreifenden Maßnah­
men der Plan- bzw. Baubereich bauvorbereitend überprüft/ sondiert wird.
Sofern die örtlichen Gegebenheiten eine bauvorbereitende Sondierung nicht zulassen, ist alter­
nativ eine Baubegleitung einzuleiten.
Die Sicherheitsbehörde hat dafür zu sorgen, dass bei den Baumaßnahmen die Gefahren, die von 
einer möglichen Kampfmittelbelastung ausgehen, für Leib und Leben sowie für schützenswerte 
Güter so gering wie möglich gehalten werden müssen.
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Nur durch eine Überprüfung/ Sondierung in Verbindung mit einer Beräumung vor Beginn jeglicher 
erdeingreifenden Maßnahmen ist eine wirksame Gefahrenminimierung gewährleistet.
Ein weniger belastendes Mittel ist nicht sichtbar.

Eine bauvorbereitende Sondierung/ Überprüfung ist nur entbehrlich, wenn nachweislich dieses 
Flurstück/ diese Flurstücke bereits durch den Kampfmittelbeseitigungsdienst oder einer auf 
Kampfmittelprüfung zugelassenen Firma untersucht und keine Kampfmittel gefunden wurden.

Sofern eine Überprüfung durch die Polizeiinspektion Zentrale Dienste, Kampfmittelbeseitigungs­
dienst, erfolgen soll, sind dem Rechtsamt unter Benennung meines Aktenzeichens K270/2024 
folgende Unterlagen zweifach und in Papierform vorzulegen:

Beschreibung der Maßnahme
Auflistung der Flurstücke nach Gemarkung, Flur, Flurstücksnummer (mit Benennung der 
Eigentümer)
Übersichtspläne bzw. Karten mit topografischer Übersichtskarte mit Kennzeichnung der 
beantragten Fläche
Detailkarten mit erkennbarer und lesbarer Bezeichnung nach Flur/ Flurstück einschließlich 
deren Grenzen und Kennzeichnung der Fläche für die Maßnahme

Hier wird darauf aufmerksam gemacht, dass eine längere Bearbeitungszeit zu erwarten ist.

Wenn aus zeitlich oder technischen Gründen eine private Räumfirma auf eigene Kosten die Son­
dierung oder eine Baubegleitung vornehmen soll, so ist vorher eine Zuverlässigkeitsprüfung die­
ser Firma erforderlich.
Hierzu sind dem Rechtsamt des Landkreises Börde vor Beginn der Überprüfungs- und Räum­
maßnahmen folgende Unterlagen in schriftlicher Form mit Benennung des Aktenzeichens 
K270/2024 vorzulegen:

Bauherr, Auftraggeber mit vollständiger Anschrift
Angaben über die Art der auszuführenden Tätigkeiten

- > Zum Einsatz kommende Technik bzw. Verfahren
+ Zeitraum der Maßnahme
- > Ort/ Gemarkung mit Fluren und den dazu betreffenden Flurstücken

Vorhabenbezogenes ggf. digitales Kartenmaterial (Liegenschaftskarte, Lageplan, topo­
grafische Karte) ggf. mit Trassenverlauf, in gut leserlichem Maßstab

- > Angabe verantwortlicher Personen mit Vorlage (in Kopie) von entsprechendem Befähi­
gungsnachweis

Den für dieses Aufgabengebiet autorisierten Firmen ist der Verfahrensweg bekannt.

Nach Prüfung der vorliegenden Unterlagen bestehen aus Sicht des Bauordnunqsamtes/ vorbeu­
gender Brandschutz gegen das o. g. Vorhaben keine Einwände/ Bedenken.
Maßnahmen des baulichen Brandschutzes wurden nicht geprüft.

Von Seiten des Straßenverkehrsamtes. Sachgebiet Verkehrsorqanisation , wird die verkehrsbe­
hördliche Zustimmung erteilt.

Bei der o. g. Maßnahme werden keine Belange des Landkreis Börde als Kreisstraßenbaulastträ­
ger berührt.
Seitens des Amtes für Straßenbau und -Unterhaltung gibt es daher keine Bedenken.
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Das Amt für Planung und Umwelt nimmt wie folgt Stellung:

Sachgebiet Kreisplanung
Im rechtskräftigen Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Flechtingen wird, wie in der Be­
gründung (Seite 5) dargelegt, das Plangebiet als gewerbliche Baufläche dargestellt.
Der Bebauungsplan wird somit gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwi­
ckelt.
Ziel ist die Entwicklung gewerblicher Bauflächen hauptsächlich für die Ansiedlung von Logistik­
betrieben.

Im Punkt 4.3 der Begründung wird erläutert, dass im Nordwesten des Plangebietes der Abstand 
der Baugrenze mit 3 Meter von der zu erhaltenden Bepflanzung auf der Böschung entlang der 
Zufahrt festgesetzt wurde.
Dieser Abstand ist auf der Planzeichnung zu bemaßen.

Bezüglich der auf der Planzeichnung kenntlich gemachten Bereiche der Zustimmungspflicht ge­
mäß § 9 Bundesfernstraßengesetz (FStrG) sollte eindeutig ebenfalls die dafür zuständige Be­
hörde für den jeweiligen Bereich benannt bzw. als Hinweis auf der Planzeichnung angebracht 
werden.

Sachgebiet Abfaljüberyyachung
Aus abfall- und bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen keine Bedenken gegen den Bebauungs­
plan "Gewerbegebiet am Rasthof' im Ortsteil Uhrsleben der Gemeinde Erxleben.
Werden im Plangebiet Verunreinigungen des Bodens festgestellt oder ergeben sich Hinweise 
bzw. Verdachtsmomente, dass Verunreinigungen erfolgt sind, so sind diese dem Amt für Planung 
und Umwelt des Landkreises Börde anzuzeigen.

Sachgebiet Naturschutz und Forsten
Es bestehen seitens der unteren Naturschutzbehörde keine grundsätzlichen Bedenken gegen die 
Aufstellung des B-Plans. Die untere Naturschutzbehörde ist mit der Planzeichnung und der Be­
gründung zum Plan im Wesentlichen einverstanden. Die Eingriffsbilanz wird grundsätzlich gebil­
ligt.
Im nächsten Planungsschritt ist eine externe Ersatzmaßnahme zu planen und die dafür erforder­
liche Fläche in den B-Plan aufzunehmen oder über einen städtebaulichen Vertrag deren Verfüg­
barkeit zu sichern.
Bei Bedarf kann die untere Naturschutzbehörde bei der Suche nach geeigneten Flächen und 
Maßnahmen behilflich sein.

Sachgebiet Immissionsschutz
Es bestehen keine immissionsschutzrechtlichen Bedenken.

Sachgebiet Wasserwirtschaft
Abwasserbeseitigungspflichtig für die Verbandsgemeinde Flechtingen OT Uhrsleben ist der Ab­
wasserzweckverband (AZV) „Aller-Ohre“.
Das auf dem Grundstück anfallende Abwasser ist durch den Verfügungsberechtigten für das 
Grundstück dem Abwasserbeseitigungspflichtigen zu überlassen.

Das Schmutzwasser (soziales und sanitäres Abwasser) ist grundsätzlich getrennt vom Nieder­
schlagswasser abzuführen.
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Der zentrale Schmutzwasseranschluss ist über die öffentliche Schmutzwasserkanalisation bzw. 
Schmutzwasserbeseitigungsanlagen des AZV „Aller-Ohre“ vorzunehmen.
Im Vorfeld sind hier Abstimmungen mit dem AZV „Aller-Ohre“ erforderlich, unter welchen Bedin­
gungen eine Schmutzwasserbeseitigung erfolgen könnte. Die Erschließung ist mit dem AZV „Al- 
ler-Ohre“ abzuklären. Einleitungsbedingungen werden durch den AZV „Aller-Ohre“ festgelegt.

Für die Einleitung von Abwasser in öffentliche Abwasseranlagen (Indirekteinleitung) ist eine Ge­
nehmigung (§ 58 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz) der unteren Wasserbehörde erforderlich, wenn 
an das Abwasser in der Abwasserverordnung Anforderungen für den Ort des Anfalls des Abwas­
sers oder seiner Vermischung festgelegt sind oder wenn für das Abwasser in den nach § 7 der 
Abwasserverordnung fortgeltenden Vorschriften Anforderungen nach dem Stand der Technik ge­
stellt werden.

Der Grad der Versiegelung von Flächen im Plangebiet sollte so gering wie möglich gehalten wer­
den.
Zur gesicherten Erschließung nach § 30 BauGB gehört geordnete Niederschlagswasserbeseiti­
gung.
Generell soll der Grad der Versiegelung von Flächen so gering wie möglich gewählt werden.
Nach den Vorschriften des § 55 WHG soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt 
oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer 
eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vor­
schriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.
Das gesamte im Baugebiet anfallende Niederschlagswasser soll in diesen verbleiben und zur 
Versickerung gebracht werden.
Zur Realisierbarkeit sollte ein Baugrundgutachten/ hydrologisches Gutachten für das Plangebiet 
erstellt werden, welches die Möglichkeiten der Versickerung ermittelt.
Bei der Festsetzung einer gewerblichen Bebauung ist die Möglichkeit der Versickerung auf Grund 
der hohen Versiegelung von bis zu 80 % nicht immer vollständig durchführbar.
Um für das Gebiet die generellen Ziele der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (WRRL), 
„Schutz und Verbesserung des Zustandes aquatischer Ökosysteme und des Grundwassers ein­
schließlich von Landökosystemen, die direkt vom Wasser abhängen“ umzusetzen, ist darauf zu 
achten, dass die Förderung einer nachhaltigen Nutzung der Wasserressourcen, mit dem Ziel ei­
nes guten chemischen und ökologischen Zustands der natürlichen Wasserkörper erreicht wird. 
Für die Versickerung von Niederschlagswasser bedeutet das, dass die Hinweise des Arbeitsblat­
tes DWA- A 138 für die Planung und Bemessung von Sickeranlagen zu beachten sind.
Da auf Gewerbeflächen (Lager, Park,- oder Fahrflächen) meist zumindest gering verschmutztes 
Niederschlagswasser anfällt, sind, um eine qualitative Beeinträchtigung des Grundwassers aus­
zuschließen, die Handlungsempfehlungen des Merkblattes DWA-M 153 einzuhalten.
Die Versickerung hat vorrangig über geeignete Oberbodenschichten zu erfolgen. Andere Versi­
ckerungsanlagen sind nur mit einer Vorreinigung entsprechend der geltenden Regeln der Technik 
möglich.
Generell bedarf die gezielte Versickerung über Anlagen (Mulden, Rigolen..) nach § 8 Abs. 1 WHG 
der wasserrechtlichen Erlaubnis für diese Gewässerbenutzung gemäß § 9 (1) WHG. Die wasser­
rechtliche Erlaubnis ist bei der unteren Wasserbehörde zu beantragen.
Das Niederschlagswasserbeseitigungskonzept ist entsprechend der Festsetzungen im Bebau­
ungsplan fortzuschreiben.
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Aus Sicht des Gewässerschutzes bestehen keine Bedenken gegen die Planung.
Das Plangebiet ist aus dem öffentlichen Netz mit Trinkwasser zu versorgen.

Hinweis 1:
Wenn im Plangebiet Erdwärme mittels Tiefensonden, horizontalen Kollektoren, Spiralkollektoren, 
o. ä. gewonnen werden soll, sind die notwendigen Bohrungen bzw. der Erdaufschluss unabhän­
gig vom baurechtlichen Verfahren gemäß § 49 Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren Wasser­
behörde des Landkreises Börde anzuzeigen.
Die Anzeige hat vorzugsweise über das Geothermie-Portal des Landesamtes für Geologie und 
Bergwesen (http://www.geodaten.lagb.sachsen-anhalt.de/lagb/) zu erfolgen. Im Geothermie-Por­
tal können auch weiterführende Informationen zum konkreten Standort und zur Qualitätssiche­
rung bei Bau und Betrieb von Erdwärmeanlagen abgerufen werden.
Hinweis 2:
Wenn im Plangebiet Brunnen (z. B. Grünflächenbewässerung) errichtet werden sollen, ist die 
notwendige Bohrung unabhängig vom baurechtlichen Verfahren gemäß § 49 Wasserhaushalts­
gesetz bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Börde anzuzeigen.
Hinweis 3:
Wenn im Rahmen der Baumaßnahmen bauzeitliche Grundwasserabsenkungen notwendig wer­
den (z. B. für Fundamentbau) sind diese unabhängig vom baurechtlichen Verfahren gemäß §§ 8 
-10 Wasserhaushaltsgesetz bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises Börde zu beantra­
gen.
Hinweis 4:
Wenn bei den Baumaßnahmen Stoffe verwendet werden, die die Grundwasserqualität dauerhaft 
verschlechtern können, handelt es sich um eine Gewässerbenutzung gemäß § 9 (2) Nr. 2 Was­
serhaushaltsgesetz. Es ist eine wasserrechtliche Erlaubnis gemäß Wasserhaushaltsgesetz er­
forderlich, egal ob diese Stoffe oberhalb oder unterhalb des Grundwasserspiegels eingebaut wer­
den. Stoffe, die die Grundwasserqualität dauerhaft verschlechtern können, sind z B. Hausmüll­
verbrennungsschlacke und andere Ersatzbaustoffe mit löslichen Bestandteilen. Die wasserrecht­
liche Erlaubnis ist mindestens 4 Wochen vor Baubeginn bei der unteren Wasserbehörde zu be­
antragen. Eine Auflistung der notwendigen Unterlagen kann bei der unteren Wasserbehörde ab­
gefordert werden.

Aus wasserbaulicher Sicht bestehen gegen das Vorhaben keine Einwände.

Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfeststellung oder sonstige be­
hördliche Entscheidungen entsprechend den Rechtsvorschriften.

Auftrag

Haider
Komm. Amtsleiter
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